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Die „Deutschland AG“ lässt sich in struktu-
reller Perspektive als (west-)deutsche Spielart
eines „koordinierten Kapitalismus“ interpre-
tieren, deren Wesensmerkmal wechselseiti-
ge Personal- und Kapitalverflechtungen zwi-
schen Großbanken, Versicherungen und In-
dustrieunternehmen waren, die vor allem den
Banken eine dominante Stellung ermöglich-
ten.

Diese Verflechtungsarrangements und ih-
re journalistischen wie sozialwissenschaftli-
chen Deutungen kritisch zu historisieren, mit-
hin die „Deutschland AG“ auf ihre Ver-
wertbarkeit als analytische Kategorie der Ge-
schichtswissenschaft hin zu befragen; die-
ser Aufgabe stellten sich die Teilnehmer ei-
ner Konferenz, zu der der Arbeitskreis für
kritische Unternehmens- und Industriege-
schichte (AKKU) und das Zentrum für Zeit-
historische Forschung Potsdam (ZZF) gela-
den hatten. Die von der Fritz Thyssen Stif-
tung für Wissenschaftsförderung geförderte
Tagung „Unternehmenskontrolle und Poli-
tik in der Bundesrepublik. ‚Deutschland AG‘
– Ein Governance-Modell?“, verstand sich,
wie RALF AHRENS (Potsdam) und BORIS
GEHLEN (Bonn) einleitend referierten, in-
sofern als ein erster Versuch, ein nationa-
les ökonomisches Steuerungsmodell in unter-
nehmenshistorischer und gesamtgesellschaft-
licher Perspektive zu analysieren. Wie mani-
festierte sich die „Deutschland AG“ konkret
in den einzelnen Unternehmen und inwie-
weit sind Einzelfallbefunde für unterschiedli-
che Unternehmenstypen generalisierbar? Wie
korrespondiert das Konzept mit anderen Pa-
radigmen wie dem „Rheinischen Kapitalis-
mus“?

Die erste Sektion suchte in weit ausgreifen-
der theoretischer wie historischer Perspektive
eine erste analytische Annäherung zu leisten.
Dass frühe historische Vorläufer der Kapital-
und Personenverflechtungen in der späteren
„Deutschland AG“ nicht erst im Kaiserreich,
sondern bereits in der deutschen Frühindus-
trialisierung zu entdecken seien, postulierte
einleitend ALFRED RECKENDREES (Kopen-
hagen). Eine Analyse der Eigentümer früher
Aktiengesellschaften der Rheinprovinz erge-
be, dass diese sich hauptsächlich aus einem
begrenzten Kreis von Unternehmern „tra-
ditioneller“ Gewerbezweige wie der Tuch-
und Nadelindustrie rekrutierten, die ihre ak-
kumulierten Gewinne als Investition in die
neuen Industriebranchen einbrachten. Der-
art entstandene langfristige Investitions- und
Verflechtungsarrangements zwischen „alten“
Branchen und neuen Industriegesellschaften
hätten bereits früh einen vor allem vom
amerikanischen Aktienmarkt zu unterschei-
denden Entwicklungspfad begründet, dessen
konkreter Zusammenhang mit den Verflech-
tungen im Kaiserreich freilich noch zu eruie-
ren sei.

JÜRGEN BEYER (Hamburg) umriss
Grundstrukturen und Transformationen der
„Deutschland-AG“ zwischen 1950 und 2000.
Der auch intersektoral hohe Verflechtungs-
grad von Personen und Kapital in einer
„geschlossenen Komponentenstruktur“ und
die intensive Einbindung wie starke Stellung
der Großbanken habe Unternehmens- und
Branchenkrisen beherrschbar gemacht, un-
willkommene Unternehmensübernahmen
abgewehrt und Konkurrenz durch Verdrän-
gungswettbewerb deutlich reduziert. Mit der
Entflechtung der „Deutschland AG“ und der
Ausrichtung deutscher Großunternehmen
an den Handlungsrationalitäten eines glo-
balen „Finanzmarktkapitalismus“ seit den
neunziger Jahren sei diese Form nationaler
Unternehmenskontrolle zunehmend erodiert.

Dass auch die Diskussion um die unter-
schiedlichen Spielarten einer koordinierten
Steuerung der Wirtschaft eine weit zurück-
reichende Geschichte besitzt und dass diese
Diskussion nicht zu trennen sei von zugrun-
deliegenden entwicklungstheoretischen Per-
spektiven auf den Kapitalismus, unterstrich
ROMAN KÖSTER (München). Bis in die sech-
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ziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts
habe in Deutschland das maßgeblich von
Max Weber und Werner Sombart grundgeleg-
te „großtechnische“ Paradigma die Kapitalis-
musdeutung bestimmt. Dessen leitende Vor-
stellung einer fortschreitenden Dominanz ko-
ordiniert agierender industrieller Großunter-
nehmen sei dabei in positiver wie negativer
Weise rezipiert worden. Der realwirtschaft-
liche Strukturwandel seit den siebziger Jah-
ren habe dann im Zuge der Neudeutungen
des Kapitalismus (Netzwerkordnungen und
Flexibilisierung statt integrierter Großstruk-
turen) alternative Wertungen unternehmeri-
scher Verflechtung hervorgebracht.

In seinem Kommentar plädierte WER-
NER PLUMPE (Frankfurt am Main) da-
für, quantitative und funktionale Befunde
durch stärker historisierende Perspektiven
auf die „Deutschland AG“ zu ergänzen. Dies
gelte insbesondere, da dieser kein inten-
tionaler Gründungsakt vorausgegangen, die
„Deutschland AG“ vielmehr „historisch pas-
siert“ und insofern erklärungsbedürftig sei.
Dass sich im Rahmen einer solchen kritischen
Historisierung die scheinbare Eindeutigkeit
des Konzepts schnell relativiert, verdeutlich-
te die anschließende Diskussion. Strittig war
insbesondere, ob die im Kaiserreich dauerhaft
institutionalisierten Kapitalbeziehungen zwi-
schen Universalbanken und Industrieunter-
nehmen das Produkt einer Krise an den Kapi-
talmärkten seit 1873 waren oder ob die gerin-
ge Kapitalmarktvolatilität nicht Ursache, son-
dern vielmehr Ergebnis einer bereits in der
Frühindustrialisierung grundgelegten spezi-
fisch deutschen Aktionärsstruktur gewesen
sei.

Eng damit zusammen hängt die Diskussion
um die bereits durch den Begriff suggerierte
Einzigartigkeit des Phänomens. Ob die Merk-
male der „Deutschland AG“, wie kritisch an-
gemerkt wurde, weniger spezifisch deutsch,
als vielmehr typisch für kapitalistisch verfass-
te Systeme seien, kann letztlich nur die Detail-
forschung erweisen. Gleiches gilt für Fragen
nach den vielfältigen Funktionen des Staa-
tes sowie nach dem Verhältnis von Großban-
ken und Industrieunternehmen, das heißt wer
„schuf“, wer „dominierte“ und wer „transfor-
mierte“ die „Deutschland AG“?.

Die zweite Sektion thematisierte die Rol-

le wirtschaftspolitischer Regulierung für Her-
ausbildung und Funktionieren der „Deutsch-
land AG“. Wie GEROLD AMBROSIUS (Sie-
gen) in seinem Vortrag herausstellte, war die
Bundesrepublik entscheidend geprägt von
der bereits früh einsetzenden Verdrängung
des ordoliberalen Leitbilds durch ein „sozial-
marktwirtschaftliches“ Paradigma. Nicht erst
in den 1960er-, sondern schon seit den
1950er- Jahren habe die puristische ordoli-
berale Wettbewerbskonzeption, die den frei-
en Wettbewerb als Zentralelement der Wirt-
schaftsordnung konzipierte, in der theo-
retischen Diskussion wie in der prakti-
schen Politik zunehmend an Boden verlo-
ren gegenüber einer mehr pragmatischen
„sozial-marktwirtschaftlichen“ Herangehens-
weise. Dieser pragmatische Grundansatz ha-
be auch die – die Formierung der „Deutsch-
land AG“ befördernde – Aktienrechtsreform
von 1965 geleitet.

Am Beispiel der schnellen „Rückverflech-
tungen“ der Ruhrstahlindustrie im Rahmen
der Europäischen Gemeinschaft für Koh-
le und Stahl (EGKS) skizzierte TOBIAS
WITSCHKE (Brüssel) die geringen langfristi-
gen Auswirkungen der wirtschaftlichen Neu-
ordnungen der Alliierten auf den Verflech-
tungsgrad deutscher Großunternehmen der
„Deutschland AG“. Die durch die Hohe
Behörde der EGKS weitgehend konfliktfrei
sanktionierte Re-Konzentration in der Ruhr-
stahlindustrie sei in vielen Fällen als rein
formaler und rechtlicher Nachvollzug eines
durch informelle Personal- und Kapitalbezie-
hungen eng verflochtenen, mithin de facto be-
reits konzentrierten Sektors zu betrachten.

BORIS GEHLEN (Bonn) relativierte ab-
schließend die Bedeutung der Aktienrechts-
reform von 1965, die in Kontinuität rechtli-
cher Regelungen vom Kaiserreich bis in die
Bundesrepublik das „Insidersystem“ deut-
scher Banken und Industrieunternehmen un-
ter Marginalisierung externer Kontrollmecha-
nismen faktisch nur rechtlich nachvollzo-
gen und damit zugleich perpetuiert habe.
Indem das Aktienrecht die Kontrollkompe-
tenz des Aufsichtsrats nach dem Grundsatz
„regulierter Selbstregulierung“ lediglich ab-
strakt festschrieb, sei auch seine Wirkung auf
die operative Unternehmensführung gering
gewesen. Dementsprechend deutete Geh-
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len die formalrechtlichen Kontrollkompeten-
zen des Aufsichtsrats als untergeordnet ge-
genüber seinen faktischen Mitentscheidungs-
Kompetenzen. Inwiefern sich der Aufsichts-
rat als „Machtzentrum“ des Unternehmens
realisierte, sei von Persönlichkeit und Füh-
rungsverständnis der beteiligten Akteure ab-
hängig gewesen.

Die anschließende Diskussion unter der
Leitung von ANDRÉ STEINER (Potsdam)
machte deutlich, dass genaue Aussagen über
die Unternehmensführung in der Deutsch-
land AG weitere Forschung voraussetze. Nur
so ließe sich entscheiden, ob, wie einige Dis-
kussionsteilnehmer reklamierten, das Verhält-
nis von Vorstand und Aufsichtsrat weniger
durch die Persönlichkeit der beteiligten Ak-
teure als vielmehr durch die involvierten
Interessen und Machtasymmetrien bestimmt
sei. Es bleibt freilich abzuwarten, inwieweit
eine auf grundsätzliche Einsichten abzielende
Forschung hier an ihre Grenzen stößt, und ob
es letztlich, wie skeptisch angemerkt wurde,
doch vor allem auf die „je individuellen Ver-
hältnisse“ im Unternehmen ankomme.

Alternative unternehmerische Koopera-
tionsformen außerhalb des Kernbereichs
der „Deutschland AG“ waren Thema der
von MICHAEL C. SCHNEIDER (Göttin-
gen/Frankfurt am Main) geleiteten dritten
Sektion. HEIKO BRAUN (Bonn) analysierte
die vielfältigen, nicht auf Personal- und
Kapitalverflechtungen basierenden, sondern
informell wirksamen Kooperationsarrange-
ments in der deutschen Pharma-Industrie.
Gestützt auf informelle Kooperation im
sogenannten „Freundeskreises“ sei es den
Pharma-Unternehmen gelungen, tiefere
staatliche Regulierungseingriffe bei Arznei-
mittelzulassung und Medikamentenpreisen
abzuwehren und die eigene führende Markt-
position zu behaupten. Erst durch die
Internationalisierung der Branche seit den
ausgehenden 1970er-Jahren sei es zu ersten
Auflösungserscheinungen der nationalen
„Pharma AG“ gekommen.

Am Beispiel der beiden Chemie-
Unternehmen Hoechst und Akzo/Glanzstoff
relativierte CHRISTIAN MARX (Saar-
brücken) den Zusammenhang zwischen der
Internationalisierung deutscher Großun-
ternehmen und der Transformation bzw.

Auflösung der „Deutschland AG“. Auch als
multinationale Chemie-Konzerne blieben
beide Unternehmen in die „Deutschland AG“
integriert. Internationalisierung sei mithin,
wie Marx betonte, durchaus kompatibel
mit nationalen Personal- und Kapitalver-
flechtungen und einer dominanten Rolle
der deutschen Großbanken im Aufsichtsrat.
Obwohl also nicht die Internationalisierung
an sich für das Ende des spezifisch deut-
schen Industriesystems verantwortlich sei,
habe die Entstehung von multinationals das
Steuerungspotential der „Deutschland AG“
gleichwohl schleichend unterminiert.

Inwiefern zwischen den Unternehmen der
„Deutschland AG“ und gewerkschaftlichen
Unternehmen Wechselbeziehungen bestan-
den, erläuterte PETER KRAMPER (Freiburg).
Die nach 1945 zu nationalen Großkonzer-
nen aufgerückten gewerkschaftseigenen Un-
ternehmen (unter anderem „Neue Heimat“
und „Volksfürsorge“) pflegten intensive Ge-
schäftsbeziehungen zur „Deutschland AG“,
insbesondere zu den großen deutschen Ban-
ken. Der vergleichsweise geschlossene Kreis
der Eigentümer der Gewerkschaftsunterneh-
men, das Überwiegen interner gegenüber
externen, vermarktlichten Kontrollmechanis-
men und die wechselseitigen Kapitalver-
flechtungen seien zudem als Parallelen zu
den Governance-Strukturen der „Deutsch-
land AG“ zu interpretieren. Insofern seien
die Krise und das Scheitern der gewerk-
schaftlichen Unternehmen seit den 1970er-
Jahren als „Menetekel“ für die einige Jahre
später vollzogene Auflösung des nationalen
Gouvernance-Modells „Deutschland AG“ zu
deuten.

Die anschließende Diskussion warnte al-
lerdings davor, die vorgestellten alternativen
Governance-Modelle unter dem Begriff der
„Deutschland AG“ zu subsumieren. Struktu-
relle Ähnlichkeit oder nur Kreditbeziehun-
gen zur „Deutschland AG“ allein begrün-
deten keine Zugehörigkeit zum Phänomen.
Der weitergehende Nutzen der Vorträge liege
eher in einer schärferen Konturierung dessen,
was die „Deutschland AG“ sei: das System
wechselseitiger Verflechtung deutscher Groß-
banken und Industrieunternehmen – und was
sie eben nicht sei. Dieses Plädoyer für thema-
tische Engführung blieb nicht unwiderspro-
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chen: Ein tieferes Verständnis der „Deutsch-
land AG“ setze voraus, dass sie in ih-
rem historischen Kontext analysiert und in-
terpretiert werde. Die zeitliche Parallelität
des Niedergangs der vorgestellten nationalen
Kooperationsarrangements deute nicht nur
auf ihre strukturelle Verwandtschaft mit der
„Deutschland AG“, sondern auch auf die Be-
deutung des sozio-ökonomischen Rahmens,
in dem sich die „Deutschland AG“ formieren
und reproduzieren konnte.

Die vierte Sektion diskutierte den Auf-
sichtsrat als zentrale Koordinierungsinstanz
der „Deutschland AG“. Einleitend illustrier-
te ADRIAN JITSCHIN (Marburg) die aus-
gebliebene tiefgreifende personelle Neuord-
nung der deutschen Wirtschaft nach 1945
und die Wiederherstellung der deutschen
Großbanken als wesentliche Konstitutionsbe-
dingungen. Am Beispiel von Jürgen Ponto,
dem erstklassig vernetzten Vorstandssprecher
der Dresdner Bank, analysierte RALF AH-
RENS (POTSDAM) Wirken und Einflusschan-
cen von Bankiers in den Aufsichtsräten deut-
scher Großunternehmen und relativierte po-
puläre Vorstellungen von „Bankenmacht“. Ei-
ne mit dem präziseren Begriff der „Kontrolle“
operierende Analyse zeige, dass die Spielräu-
me deutscher Großbanken, vermittels ihrer
Aufsichtsratsmandate umfassende Kontrolle
durch Überwachung („Monitoring“) oder for-
male Steuerung im Sinne der Durchsetzung
eigener Interessen im operativen Geschäft
auszuüben, begrenzt gewesen bzw. nur in un-
ternehmerischen Krisensituationen mit aku-
ten Finanzierungsproblemen wirklich zum
Tragen gekommen seien.

KARL LAUSCHKE (Dortmund) beleuch-
tete die untergeordnete Rolle von Gewerk-
schaftsvertretern in den Aufsichtsräten der
„Deutschland AG“. Sowohl gesetzlich –
durch die sukzessive Reduzierung der ge-
werkschaftlich besetzten Aufsichtsratsman-
date – wie mit Blick auf die operative Un-
ternehmenskontrolle im Aufsichtsrat sei ei-
ne Tendenz der zunehmenden „Verbetriebli-
chung“ der Unternehmensmitbestimmung zu
beobachten. Die externen Vertreter der Ge-
werkschaften hätten auf die operative Unter-
nehmensführung nur geringen Einfluss be-
sessen. Bedeutung sei ihnen in Krisensitua-
tionen zugekommen, in denen sie ihre poli-

tischen Kontakte aktivieren konnten und so
flankierende politische Unterstützung für un-
ternehmerische Entscheidungen mobilisier-
ten.

Die anschließende Diskussion unter der
Leitung von MARCEL BOLDORF (Bochum)
warf die Frage auf, ob die „Deutschland
AG“ nicht in erster Linie der Bewälti-
gung gesamtwirtschaftlicher Krisen gedient
habe. So verstanden wäre die „Deutsch-
land AG“ Teil eines auf Einbindung kon-
fligierender Interessen abzielenden, spezi-
fisch deutschen sozio-ökonomischen Arran-
gements (des „Rheinischen Kapitalismus“).
Hier stelle sich allerdings die Frage, wie in-
nerhalb eines Verflechtungs-Netzwerks oh-
ne operatives Zentrum koordiniertes Handeln
überhaupt möglich war. Grundsätzlich sei-
en daher die „Vorfeldorganisationen“ und in-
formellen Gremien, welche die Entscheidun-
gen der Aufsichtsräte gleichsam vorstruktu-
rierten, stärker zu berücksichtigen. Dasselbe
gelte für die Rolle des Staates, der durch Sub-
ventionspolitik Steuerungskompromisse der
„Deutschland AG“ entscheidend flankiert,
mithin durch die Entschärfung von Konflikt-
potential koordiniertes Handeln ermöglicht
habe.

Die Beiträge der abschließenden, von
CHRISTIAN KLEINSCHMIDT (Marburg)
moderierten Sektion, reflektierten die Frage
nach dem Verhältnis der „Deutschland AG“
zu Politik und Gesellschaft. Insbesondere
die Frage nach der „Macht der Banken“
habe, so FRIEDERIKE SATTLER (München),
den öffentlichen Diskurs in der Bundesre-
publik wiederholt geprägt. Sie skizzierte
die fortwährend aktualisierte Diskussion
um vermeintliche Vormacht und Macht-
missbrauch der deutschen Großbanken am
Beispiel Alfred Herrhausens. In der häufig
polemisch geführten Diskussion habe er die
starke Stellung der Banken als systemimma-
nente Konsequenz eines marktwirtschaftlich
verfassten Wirtschaftssystems verdeutlichen
wollen. Paradoxerweise habe, so Sattler,
gerade der Diskurs über die „Banken-Macht“
in der „Deutschland AG“, indem er ihre
Strukturen im Ergebnis wiederholt bestätigte,
deren Arrangements zusätzlich stabilisiert.

DANIEL SCHMIDT (Münster) setzte sich
mit den Strukturen und Wirkungen der (il-
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legalen) finanziellen Verflechtungsbeziehun-
gen zwischen der CDU, westdeutschen Un-
ternehmen und wirtschaftlichen Spitzenver-
bänden zwischen 1969 und 1982 auseinander.
Temporär und in Einzelfragen, wie bei der
Mitbestimmung, zeitigte jenes finanziell flan-
kierte Lobbying Erfolg. Grundsätzlich blie-
ben personelle (der Aufstieg Helmut Kohls)
und inhaltliche (wie das Ausbleiben der wirt-
schaftspolitischen „Wende“ 1982) Richtungs-
entscheidungen gleichwohl mehr von politi-
scher denn monetärer Logik geprägt – die
CDU sei nie „Marionette des Kapitals“ ge-
wesen. Im abschließenden Vortrag skizzierte
NORBERT GRUBE (Zürich) die von der bis-
herigen Forschung unterbelichteten Verflech-
tungsbeziehungen zwischen der Demosko-
pie einerseits und Akteuren aus Politik, Wirt-
schaft und Wissenschaft andererseits. Am Bei-
spiel Allensbach beleuchtete Grube den Zu-
sammenhang zwischen informeller Finanzie-
rung der Institute durch Politik und Wirt-
schaft und einer in Teilen interessengeleiteten
demoskopischen Praxis.

In seinem Schlusswort griff ALFRED RE-
CKENDREES die mehrfach erhobene Forde-
rung nach weiterer Forschung auf. Verdienst
der Tagung sei, das Phänomen „Deutschland
AG“ klarer konturiert zu haben. Der Auftakt
sei damit gemacht; nun müsse die qualita-
tive Erforschung der Verflechtungsbeziehun-
gen auf Unternehmens- und Branchenebene
einsetzen, ohne darüber die weiterhin offe-
nen übergreifenden Fragestellungen zu ver-
nachlässigen: Weder ihre Ursachen, noch die
Funktion der „Deutschland AG“ innerhalb
der deutschen Wirtschafts- und Gesellschafts-
ordnung seien hinreichend geklärt: War sie
Voraussetzung und Anker der bundesrepu-
blikanischen Stabilität oder entwickelte sie
sich als Produkt der „Boomphase“ zuneh-
mend zu einem ökonomischen Anachronis-
mus, der die deutsche Wettbewerbsfähigkeit
hemmte?

Konferenzübersicht:

Sektion 1: Die Deutschland AG und ihre theo-
retische Beschreibung
Moderation: Werner Plumpe (Universität
Frankfurt am Main)

Alfred Reckendrees (Copenhagen Business
School): Historische Wurzeln der Deutsch-

land AG

Jürgen Beyer (Universität Hamburg): Die
Strukturen der Deutschland AG, 1960-2000

Roman Köster (Universität der Bundeswehr,
München): Die Deutschland AG im Lichte
historischer Kapitalismustheorien

Sektion 2: Unternehmenskontrolle – Konzep-
tionen und Praxis
Moderation: André Steiner (Universität Pots-
dam/ZZF Potsdam)

Gerold Ambrosius (Universität Siegen): Der
Wandel politischer Leitvorstellungen

Tobias Witschke (Brüssel): Alliierte Unterneh-
menskontrolle und ihr Scheitern: Entflech-
tung und Rückverflechtung der deutschen
Montanindustrie

Boris Gehlen (Universität Bonn): Aktienrecht
und Unternehmenskontrolle: Normative Vor-
gaben, unternehmerische Praxis und die Ak-
tienrechtsreform 1965

Sektion 3: Unternehmenskooperation –
Wachstumsmotor oder Wachstumshemmnis?
Moderation: Michael C. Schneider (Univer-
sität Göttingen/Universität Frankfurt am
Main)

Heiko Braun (Universität Bonn): Die „Pharma
AG“. Netzwerke und Interessenpolitik for-
schender Arzneimittelhersteller in der Bun-
desrepublik (1950er bis 1970er Jahre)

Christian Marx (Universität des Saarlandes):
Internationalisierung: Deutsche Multinatio-
nals „nach dem Boom“

Peter Kramper (Universität Freiburg): Die
ungeliebte Verwandtschaft: Gewerkschaftli-
che Unternehmen und die „Deutschland AG“
1960–1990

Sektion 4: Aufsichtsräte – Kontrollgremien
oder Machtzentren?
Moderation: Marcel Boldorf (Universität Bo-
chum)

Adrian Jitschin (Universität Marburg): Das
Führungspersonal der Deutschland AG
(1950er bis 1990er Jahre)

Ralf Ahrens (ZZF Potsdam): Bankenmacht im
Aufsichtsrat? Jürgen Ponto und die Kontrol-
le deutscher Großunternehmen in den 1970er
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Jahren

Karl Lauschke (Universität Dortmund):
Gewerkschafter in den Aufsichtsräten der
Deutschland AG

Sektion 5: Politik und öffentliche Meinung
Moderation: Christian Kleinschmidt (Univer-
sität Marburg)

Friederike Sattler (Bayerische Akademie der
Wissenschaften München): Alfred Herrhau-
sen und die „Macht der Banken“

Daniel Schmidt: (Universität Münster):
Parteienfinanzierung in der „Deutschland
AG“: Das Beispiel der oppositionellen CDU
1969–1982

Norbert Grübe (Pädagogische Hochschule
Zürich): Die Verflechtung privatwirtschaftli-
cher Umfrageinstitute mit Politik, Unterneh-
men, Verbänden und Wissenschaft

Tagungsbericht Unternehmenskontrolle und Po-
litik in der Bundesrepublik. „Deutschland AG“ –
Ein Governance-Modell? 10.11.2011-12.11.2011,
Potsdam, in: H-Soz-u-Kult 21.02.2012.
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